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Immer die Nase im Wind
Nachrichten aus dem Netzwerk

Sozialpsychiatrischer Dienste in Deutschland

  Vom Gemeindepsychiatrischen Zentrum 
zum Behandlungszentrum

Ein wesentliches Ziel des Paradigmen-
wechsels von der gemeindefernen zur ge-
meindenahen Psychiatrie ist die Dezentrali-
sierung und Regionalisierung der Hilfen im 
Sozialraum. Die psychiatrische Versorgung 
soll im Gemeinwesen und regional umge-
setzt werden mit dem Ziel der regionalen 
Versorgungsverpflichtung. Die Psychiatrie 
Enquete (1975) und der Bericht der Experten-
kommission (1988) waren zwei Wegmarken 
in Deutschland. Die Entwicklung Gemein-
depsychiatrischer Zentren (GPZ) nimmt da-
bei eine wichtige Bedeutung ein.

Im funktionalen Basismodell von Wien-
berg/Steinhart (2017) werden idealtypisch 
verschiedene Funktionen rechtskreisüber-
greifend jenseits der Institutionszentrie-
rung unter einem Dach zusammengeführt: 
Grundversorgung, Wohnen, Kontakte, Be-
handlung, Rehabilitation und Pflege. In 
Bausteinen: Sozialpsychiatrische Dienste 
(SpDi), Betreutes Wohnen (soziale Teilhabe), 
Kontakt- und Anlaufstellen (niederschwellig 
operierende Tagesstätten), Zuverdienst und 
Arbeit, Institutsambulanz, Stationsäquiva-
lente Behandlung (StäB) und § 64 b-Modelle 
der psychiatrischen Kliniken und psychia
trische Pflege (SGB V) sowie Genesungsbe-
gleitung unter Miteinbeziehung des klinisch 
stationären Bereiches und angrenzender 
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Hilfesysteme wie z. B. die Wohnungslosen- 
und die Suchthilfen.

Die ambulanten und stationären Hilfen 
schließen sich verbindlich unter Abschluss 
einer Kooperationsvereinbarung im Ge-
meindepsychiatrischen Verbund (GPV) zu-
sammen. Der GPV hat u. a. die Funktion, die 
regionale Versorgungsverpflichtung zu ge-
währleisten. GPZ und  GPV sind verortet im 
Gemeinwesen und arbeiten sozialraumo-
rientiert, niederschwellig, alltags- und le-
bensweltorientiert, ambulant-aufsuchend, 
fallbezogen, nicht fallbezogen, eng koope-
rierend mit nicht professionellen Diensten 
und Einrichtungen im Sozialraum (Nach-
barschaften, Kirchengemeinden, Vereinen 
etc.). Diese Herangehensweise mischt sich 
in fachpolitische Entscheidungsprozesse ein 
mit einem kritischen, politisch sich verste-
henden sozialpsychiatrischen Verständnis.

Die GPZ gibt es nicht bundesweit. Gleichzei-
tig bestehen nicht selten unterschiedliche 
Begrifflichkeiten für ähnliche Strukturen. 
Allein in Baden-Württemberg existieren 
nicht zuletzt aufgrund der rechtlichen Vor-
gaben des Landes GPZ in allen Land- und 
Stadtkreisen sowie im Rheinland die ähn-
lich ausgestatteten Sozialpsychiatrischen 
Zentren und einige GPZ in Niedersachsen.

Die GPZ in Baden-Württemberg bestehen 
aus SpDi, niederschwellig arbeitenden Ta-

gesstätten mit Zuverdienst, Soziotherapie 
und einer verbindlichen Kooperation mit 
den Institutsambulanzen der jeweiligen Kli-
nik. Diese Bausteine müssen nachgewiesen 
werden, um den Zuschuss des Landes für die 
Stellen der SpDi zu erhalten. Darüber hinaus 
gibt es in einigen Regionen unter dem Dach 
des GPZ weitere Bausteine, z. B. Hilfen für 
Kinder psychisch kranker Eltern, Beschäfti-
gung von EX-IN-Absolventen und Peers, so 
festgelegt für die acht GPZ in Stuttgart.

Als Kern der ambulanten Grundversorgung 
sind die GPZ über die verpflichtende Koope-
rationsvereinbarung in den GPV unter Fe-
derführung der Kommune/des Landkreises 
eingebunden. Allerdings fehlt weitgehend 
die Integration von SGB V Bausteinen wie 
die Behandlungsbefugnis, Tagesklinikplätze, 
Krisenbetten, letztlich die Einrichtung einer 
dezentralen verbindlichen 24/7 Versorgung.

Es gibt in einigen Regionen Projekte in die-
se Richtung, wie z.B. die Einrichtung eines 
Behandlungszentrums in einem Stuttgarter 
GPZ mit der Integration von Institutsambu-
lanz, StäB und tagesklinischen Plätzen in 
ein GPZ. Die Implementation von »starken 
Behandlungszentren« steht bundesweit 
noch eher am Beginn. Jedoch erfordern in-
haltliche, fachliche, organisatorische, per-
sonelle und ökonomische Gründe zügig die 
Umsetzung von Behandlungszentren mit 
der Möglichkeit einer 24/7 Versorgung.


